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Mehr Demokratie: eine überparteiliche Bürgeraktion

Wir wollen den Einfluss von Bürgerinnen und Bürger auf poli-
tische Entscheidungen erweitern. Deshalb fordern wir, dass die 
Möglichkeiten für Volks- und Bürgerentscheide ausgebaut wer-
den. Wir wollen Demokratie schützen und weiter entwickeln  hin 
zu einer Kultur der Beteiligung und des Dialogs.  

Darüber hinaus bietet Mehr Demokratie e.V. Bayern pro-
fessionelle Beratung und Unterstützung für Bürger- und 
Volksbegehren an. 

Finanziert wird die Arbeit von Mehr Demokratie aus Mit-
gliedsbeiträgen und Spenden. Wir erhalten keine staatliche 
Förderung. Das sichert unsere Unabhängigkeit. Mehr Demo-
kratie e.V. ist gemeinnützig und überparteilich. 

Bitte fördern Sie unser Engagement für die direkte Demo-
kratie! Jedes Mitglied, jede Spende stärkt unsere politische 
Kraft. Nur wenn viele Menschen unsere Arbeit tragen, können 
wir mehr Demokratie erreichen.

So erreichen Sie uns:

Mehr Demokratie e.V. Bayern

Landesbüro Bayern

Schwanthalerstraße 120

80339 München

Tel. 089-4622 4205 oder 08071-597 5120

bayern@mehr-demokratie.de

bayern.mehr-demokratie.de

Spendenkonto

Bank für Sozialwirtschaft 

Mehr Demokratie e.V. Bayern

IBAN: DE 74 7002 0500 0008 8707 02 Fo
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Volksentscheide



Die Rahmenbedingungen für kommunale Bürgerentscheide und 
bayernweite Volksentscheide können noch erheblich verbessert 
werden. 

Unsere wichtigsten Forderungen:

Bayernweite Volksentscheide

n	 niedrigere Hürde für Volksbegehren 
(derzeit zehn Prozent der Wahlbürger/innen)

n	 längere Frist für die Eintragung (zur Zeit zwei Wochen)
n	 freie Unterschriftsammlung 

(derzeit nur „Amtseintragung“ möglich) 
n	 Zulassung von Themen, die Auswirkungen auf den Staats-

haushalt haben (zur Zeit komplett ausgeschlossen)

Kommunale Bürgerentscheide

n	 Zustimmungsquorum senken (zum Beispiel derzeit 20 Prozent 
bei Gemeinden mit weniger als 50.000 Einwohner/innen)

n	 Abschaffung der Bindefrist (zur Zeit ein Jahr)
n	 Auskunfts- und Beratungspflicht der Gemeinde 
n	 Klagerecht bei Nichtumsetzung
n	 faire offizielle Information über die Alternativen 

Informationsfreiheit

n	 Gesetz über den freien Zugang zu behördlichen Informationen 
(derzeit keines in Bayern, jedoch in anderen Bundesländern)

Der Sinn direkter Demokratie

Direkte politische Entscheidungen, durch Bürgerinnen und Bür-
ger initiiert, ergänzen und beleben die repräsentative Demokra-
tie. Die Menschen sind zufriedener mit der Politik, wenn sie 
die Möglichkeit haben, auch zwischen den Wahlen die Politik 
mitzugestalten.

Volks- und Bürgerentscheide führen weg von oberflächli-
chen Diskussionen entlang der Parteilinien, motivieren zur en-
gagierten Sachdiskussion zwischen Bürgerinnen und Bürgern 
und ihren gewählten Vertreterinnen und Vertretern. 

Der Wert eines Volksentscheids besteht nicht nur im Entscheid 
selbst, sondern zeigt sich darüber hinaus in der vorausgehenden 
öffentlichen Diskussion um das jeweilige Thema, in der sich die 
Sichtweise von Wählenden und Gewählten verändern kann.

Mehr Demokratie e.V. in Bayern

Die bayerische Verfassung enthält seit 1946 ein gutes Verfah-
ren für landesweite Volksentscheide. Mehr Demokratie e.V. 
konnte 1995 erfolgreich einen Volksentscheid initiieren, der 
Bürgerentscheide in bayerischen Kommunen ermöglicht hat. 
Seitdem fanden in Bayern mehr als 1.600 kommunale Bürger
entscheide statt.

Leider wurden die bestehenden Möglichkeiten durch die 
Landesgesetzgebung und Entscheidungen des Verfassungs
gerichtes immer wieder eingeschränkt – etwa durch Quoren,  
Themenbeschränkungen und Verfahrensregeln.
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Am letzten Tag der Eintragungsfrist für das 

Volksbegehren gegen Studiengebühren 

stehen die Menschen Schlange auf dem 

Münchner Marienplatz.


